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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 24. März 1972 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 378. Sitzung am 24. März 1972 
beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 2. März 1972 
verabschiedeten 

Gesetz über die Beseitigung von Abfällen 
(Abfallbeseitigungsgesetz — AbfG) 

— Drucksachen VI/2401, VI/3154 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsaussschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Koschnick 

Vizepräsident 


Bonn, den 24. März 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 2. März 1972 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Koschnick 

Vizepräsident 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrucfcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. {0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über die Beseitigung von Abfällen 
(Abfallbeseitigungsgesetz — AbfG) 


1. Zu § 1 

a) Absatz 3 Nr, 4 ist wie folgt zu fassen: 

„4. niditgefaßte gasförmige Stoffe," 

Begründung 

Das Gesetz soll nach § 1 Abs. 1 sämtliche Ab- 
fälle, die bewegliche Sachen im Sinne von § 90 
BGB sind, erfassen. Es ist nicht ersichtlich, wes- 
halb gefaßte Gase ausgenommen werden sollen, 
zumal ein Bedürfnis besteht, auch diese Stoffe 
im Rahmen einer geordneten Abfallbeseitigung 
über die immissionsschutzrechtlidie Regelung 
hinaus zu erfassen. 

b) Absatz 3 Nr. 5 ist wie folgt zu fassen: 

„5. Abwasser, wobei Stoffe, die auch nach Vor- 
behandlung nicht in Gewässer oder Ab- 
Wasseranlagen eingeleitet werden dürfen, 
als Abfall gelten," 

Begründung 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung be- 
deutet gegenüber der Gesetzesfassung nicht nur 
eine Klarstellung, sondern erweitert den Gel- 
tungsbereich des Gesetzes. Nach der Gesetzes- 
fassung kann der Besitzer von Abfällen sich die- 
sem Gesetz entziehen, indem er Abfälle — wenn 
auch entgegen den Bestimmungen der Abwasser- 
satzung — in die Abwasseranlagen einbringt. 
Die Ahndungsmöglichkeiten nach Ortsrecht sind 
auch nicht annähernd gleichwertig mit den Straf- 
und Bußgeldbestimmungen des Gesetzes. 

c) Es ist folgender Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Autowracks sind Abfälle, deren Beseiti- 
gung zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit 
geboten ist. Auf Antrag des Besitzers kann die 
zuständige Behörde Ausnahmen zulassen, wenn 
überwiegende öffentliche Interessen nicht ent- 
gegenstehen. Der Ausbau von Fahrzeugteilen 
ist zulässig. Die zuständige Behörde kann hierfür 
eine angemessene Frist setzen." 

Begründung 

Die Beseitigung alter Kraftfahrzeuge wird ein 
immer dringenderes Problem. Die in § 5 des 
Gesetzes vorgesehene Regelung wird dem nicht 
voll gerecht. Es sollen vielmehr ohne Rücksicht 
auf die in Absatz 1 enthaltenen Kriterien grund- 


sätzlich alle Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeug- 
anhänger, die nicht mehr ihrem ursprünglichen 
Zweck dienen (Autowracks), als Abfall erfaßt 
werden. Nur auf diese Weise kann eine geord- 
nete Beseitigung sichergestellt werden. Damit ist 
zugleich dem Anliegen des § 5 entsprochen, wo- 
nach die Vorschriften dieses Gesetzes auch auf 
ortsfeste Anlagen, die der Lagerung und Behand- 
lung von Autowracks einschließlich der Ver- 
wertung dienen, anzuwenden sind. 

Eine Sonderregelung für Altreifen ist demgegen- 
über entbehrlich. 


2. Zu § 1 und durchgehend im Gesetz *) 

In Absatz 1 und durchgehend im Gesetz ist der Hin- 
weis „(2)" hinter den Worten „Wohl(s) der Allge- 
meinheit" zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung des Klammerhinweises dient der 
Klarstellung, daß der Begriff „Wohl der Allgemein- 
heit" im Sinne dieses Gesetzes nur einheitlich 
verstanden werden kann. 

3. Zu § 2 

§ 2 ist wie folgt zu fassen: 

»§ 2 

Grundsatz 

Abfälle sind so zu beseitigen, daß das Wohl 
der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt, insbesondere 
die öffentliche Sicherheit oder Ordnung nicht ge- 
stört wird. Es ist sicherzustellen, daß die Gesund- 
heit von Mensch und Tier nicht gefährdet wird. Die 
Erfordernisse der Reinhaltung der Gewässer, der 
Luft, des Bodens sowie der Lärmbekämpfung sind 
zu beachten, und die Belange der Raumordnung und 
Landesplanung, des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege sowie des Städtebaus sind zu wahren." 

Begründung 

Die im Gesetz gewählte Hervorhebung bestimmter 
Schutzgüter verleitet dazu, einer Wortinterpretation 
zu großes Gewicht zu geben. Dies birgt die Gefahr, 


*) § 4 Abs. 3, § 4 Abs. 4, § 8 Abs. 1, § 8 Abs. 2, § 8 Abs. 3 
Nr. 1, § 9 Abs. 2 Satz 2 und 3, § 10 Abs. 2, § 11 Abs. 1, 
§ 12 Abs. 1, § 13 Abs. 3, § 13 Abs. 5 Nr. 2, § 15 Abs. 2. 
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daß die aufgeführten Sdiutzgüter absolut gesetzt 
werden. Das Wohl der Allgemeinheit ist aber das 
Ergebnis der Abwägung aller öffentlichen und pri- 
vaten Belange und Interessen. Bei der geordneten 
Abfallbeseitigung sind u. U. örtlich begrenzte Um- 
weltbeeinträchtigungen nicht vollständig zu ver- 
meiden. Die vorgesdilagene Fassung vermindert die 
Gefahr einer Fehlinterpretation, ohne die Belange 
des Umweltschutzes zu vernachlässigen. 

Die Bezugnahme in Satz 1 auf die öffentliche Sicher- 
heit oder Ordnung stellt klar, daß materiell-recht- 
liche Vorschriften z. B. des Immissionsschutzrechts 
im Rahmen des Vollzugs dieses Gesetzes unmittel- 
bar anwendbar sind. 

4. Zu § 3 

Absatz 6 ist zu streichen. 

Begründung 

Das Gesetz soll die Möglichkeit einer umfassenden 
öffentlich-rechtlich organisierten Abfallbeseitigung 
schaffen. Mit Absatz 6 würde der zuständigen Be- 
hörde das Recht gegeben, u. U. sogar gegen den 
Willen der grundsätzlich zur Abfallbeseitigung ver- 
pflichteten Selbstverwaltungskörperschaften die Ab- 
fallbeseitigung ganz oder teilweise auf Private zu 
übertragen. Hinzu kommt, daß die Rechtsprechung 
aus Absatz 6 einen Rechtsanspruch des Privaten zur 
Abfallbeseitigung herleiten könnte. In der Praxis 
könnte diese Regelung dazu führen, daß den Selbst- 
verwaltungskörperschaften die aufwendig und 
schwierig zu beseitigenden Abfälle verbleiben. Im 
übrigen können sich Private im Rahmen der Ab- 
sätze 1 und 5 angemessen an der Abfallbeseitigung 
beteiligen. 

5. Zu § 5 

§ 5 ist zu streichen. 

Begründung 

Nach Einfügung des vorgeschlagenen § 1 Abs. 4 be- 
steht kein Bedürfnis für eine Sonderregelung von 
ortsfesten Anlagen zur Lagerung und Behandlung 
von Autowracks. 

6. Zu § 6 

In Absatz 2 sind die Worte „und stellen ihre Aus- 
führung sicher" zu streichen. 

B eg r ü n d u n g 

Die Gewährleistung der Abfallbeseitigung ist eine 
selbstverständliche Verpflichtung der Länder. 

7. Zu § 7 

a) Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Ein Bebauungsplan kann einen Planfeststellungs- 
beschluß nicht ersetzen, weil dessen Rechts- 


wirkungen weitergehend und die Rechtsmittel 
für die Betroffenen günstiger sind. 

b) in Absatz 3 ist Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Ein Verweis auf ein noch nicht existentes Gesetz 
sollte unterbleiben. 

c) Absatz 5 ist zu streichen. 

Begründung 

Wie der Bundesrat bereits im ersten Durchgang 
betont hat, erfordert eine geordnete Abfall- 
beseitigung die Einbeziehung der der Bergauf- 
sicht unterstehenden Anlagen in das Planfeststel- 
lungsverfahren. Das Abfallbeseitigungsgesetz 
muß verantwortlich von einer Behörde vollzogen 
werden. Die Regelung des Gesetzes leistet einer 
Zersplitterung der Zuständigkeiten in den Län- 
dern Vorschub. Es sollte dem Organisationsrecht 
der Länder überlassen bleiben, das Zusammen- 
wirken der verschiedenen beteiligten Behörden 
zu regeln. 


8. Zu § 9 

In Absatz 2 Satz 2 ist der mit „wenn" beginnende 
Halbsatz wie folgt zu fassen; „wenn eine erhebliche 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit 
durch Auflagen, Bedingungen oder Befristungen 
nicht verhindert werden kann." 

Begründung 

Die Fassung des Gesetzes schließt aus, daß auch 
andere Gründe des Wohls der Allgemeinheit als 
solche der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
eine Untersagung rechtfertigen können. Dies ist 
aber im Interesse des Umweltschutzes nicht zu 
vertreten. Das Abfallbeseitigungsgesetz sollte hin- 
sichtlich der Untersagungsmöglichkeiten nicht hinter 
anderen Rechtsbereichen Zurückbleiben. 


9. Zu § 11 

In Absatz 4 sind in Satz 1 die Worte „das Betreten 
der Grundstücke zu gestatten und" zu streichen und 
folgender Satz 1 a einzufügen: „Er hat zur Prüfung, 
ob er seinen Verpflichtungen nach diesem Gesetz 
genügt, das Betreten von Grundstücken und, soweit 
dies zur Verhütung dringender Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist, 
seiner Wohnung zu gestatten; das Grundrecht auf 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt." 

Begründung 

Eine wirksame Überwachung der Erfüllung der nach 
diesem Gesetz begründeten Verpflichtungen setzt 
das Recht voraus, in dringenden Fällen auch Woh- 
nungen im Sinne des Artikels 13 des Grundgesetzes 
zu betreten. 
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